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Durch eine Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 16.07.2004 (Az.: BvR 1127/01) ist 
der seit mehreren Jahren ausgetragene Streit über 
die Frage, ob auch andere ärztliche Fachgebiete, 
wie z.B. Orthopäden, zur Erbringung und Abrech-
nung von kernspintomographischen Leistungen 
berechtigt sind, zu Gunsten der Radiologie und 
der Nuklearmedizin entschieden worden.

1. Anforderungen der Kernspintomogra-
phie-Vereinbarung

Im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde hatte 
sich ein Orthopäde gegen die Entscheidung des 
Bundessozialgerichts vom 31.01.2001 (Az.: B 6 
KA 24/00 R) gewandt, durch die die Ablehnung 
der Erteilung einer Abrechnungsgenehmigung für 
kernspintomographische Leistungen durch die 
zuständige Kassenärztliche Vereinigung in letzter 
Instanz abgelehnt worden war. Das Bundessozi-
algericht hatte seine Entscheidung auf die Rege-
lung in § 4 Abs. 1 und Abs. 2 der Kernspintomo-

graphievereinbarung (KernspinV) gestützt. Nach 
der KernspinV wird die Erbringung und Abrech-
nung von MRT-Leistungen denjenigen Ärzten ge-
stattet, die deren Durchführung während der 
Weiterbildung zum Gebietsarzt erlernt haben. Des 
Weiteren wird die Befugnis auch solchen Ärzten 
zuerkannt, welche die Befähigung außerhalb ihres 
Weiterbildungsgangs erworben haben. Danach 
gilt gem. § 4 Abs. 1 der KernspinV die fachliche 
Qualifikation bei Vorlage entsprechender Zeug-
nisse als nachgewiesen, wenn der Arzt in einem 
Fachgebiet ausgebildet wurde, für das die Wei-
terbildungsordnung der jeweiligen Landesärzte-
kammer den Erwerb eingehender Kenntnisse, 
Erfahrungen und Fertigkeiten in der Kernspinto-
mographie vorschreibt. Hat dagegen nach der 
Weiterbildungsordnung eine entsprechende Wei-
terbildung im Sinne des § 4 Abs. 1 KernspinV nicht 
stattgefunden, hat der Arzt durch Vorlage ent-
sprechender Zeugnisse sowohl eine mindestens 
12-monatige ganztägige Tätigkeit in diagnosti-
scher Radiologie als auch eine mindestens 24-mo-
natige ganztägige Tätigkeit in kernspintomogra-
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phischer Diagnostik nachzuweisen, wobei sowohl 
die 12-monatige als auch die 24-monatige Tätig-
keit unter Anleitung eines zur Weiterbildung im 
Fachgebiet Radiologie oder Nuklearmedizin bzw. 
Neuroradiologie ermächtigten Arztes stattgefun-
den haben müssen.

 2. MRT für Orthopäden fachgebietsfremd 

Das Bundessozialgericht stellte fest, dass zum 
Fachgebiet der Orthopädie der Erwerb eingehen-
der Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in 
der Durchführung der Kernspintomographie nicht 
gehören, da im Fachgebiet Orthopädie in der be-
treffenden Weiterbildungsordnung lediglich ein-
gehende Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkei-
ten in der „Indikationsstellung zu und 
Befundbewertung von CT, MRT, Szintigraphie und 
Angiographie“ vorgeschrieben seien. Für das Fach-
gebiet der Orthopädie, wie für andere ärztliche 
Fachgruppen, sei daher die Erbringung von 
MRT-Leistungen fachgebietsfremd. Da der Ortho-
päde auch die nach § 4 Abs. 2 KernspinV erfor-
derlichen Zeiten im Bereich der Kernspintomogra-
phie nicht nachweisen konnte, wurde die Revision 
zurückgewiesen. Das Bundesverfassungsgericht 
hat die Entscheidung bestätigt und die Verfas-
sungsbeschwerde des Orthopäden nicht zur Ent-
scheidung angenommen.

3. Beschränkung von MRT auf das Fachge-
biet Radiologie verfassungskonform

Nach Auffassung des Gerichts ist es verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden, dass das Bundes-
sozialgericht zur Abgrenzung abrechnungsfähiger 
ärztlicher Leistungen auf die für das jeweilige 
Fachgebiet in der Weiterbildungsordnung genann-
ten Inhalte und Ziele der Weiterbildung und die 
dort genannten Bereiche, in denen eingehende 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten erwor-
ben werden müssen, abgestellt hat. Ungeachtet 
der Frage, wie der Kern eines Fachgebietes aus 
dem Blickwinkel des Berufsrechts zu bestimmen 
sei und ob die Berufstätigkeit auf diesen Kernbe-
reich beschränkt werden dürfe, könne jedenfalls 
zur Sicherung von Qualität und Wirtschaftlichkeit 
in der gesetzlichen Krankenversicherung eine Be-
schränkung auf einen engeren Bereich zulässig 
sein, für den die Weiterbildungsordnung einge-
hende Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 
vorschreibe.

Weiter bestätigt das Bundesverfassungsgericht, 
dass zu den Inhalten und Zielen der Weiterbildung 
in der Orthopädie die selbstständige Durchführung 
der Magnetresonanztomographie nicht gehört.
Diese sei vielmehr ausschließlich besonders auf-
geführt bei dem Weiterbildungsinhalt des Metho-
denfaches der diagnostischen Radiologie. Diese 
Anforderungen der KernspinV an die Qualifikation 
der Ärzte seien verfassungsrechtlich unter dem 
Gesichtspunkt der Qualitätssicherung und insbe-
sondere der Wirtschaftlichkeit der Versorgung 
gerechtfertigt. Im Ergebnis sei die Annahme ver-
tretbar, dass die Konzentration aller kernspinto-
mograpischen Leistungen bei speziell qualifizier-
ten Ärzten der Qualität der Versorgung sowie der 
Wirtschaftlichkeit im Interesse der Funktionsfä-
higkeit der gesetzlichen Krankenversicherung die-
ne. Auch unter dem Gesichtspunkt der Verhält-
nismäßigkeit sei die Regelung nicht zu 
beanstanden, da der Orthopäde nur in einem 
Teilausschnitt seiner ärztlichen Tätigkeit betroffen 
sei und es ihm zumutbar sei, die kernspintomo-
graphische Diagnostik bei gesetzlich Versicherten 
durch einen Radiologen vornehmen zu lassen. 
Durch § 4 Abs. 1 KernspinV würden ärztliche Fach-
gruppen auch nicht zu Unrecht ungleich behan-
delt, da die Partner der Bundesmantelverträge als 
Normsetzer der KernspinV grundsätzlich nicht 
gehindert seien, für unterschiedliche Leistungs-
bereiche unterschiedliche Anforderungen zu sta-
tuieren, die auch dazu beitragen, die diagnostisch 
tätigen Ärzte als Berufsgruppe zu erhalten. Im 
Ergebnis ist daher die Beschränkung der Abre-
chenbarkeit auf speziell qualifizierte Ärzte nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts mit 
Art. 12 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar.

4. Abrechnungsbeschränkungen für MRT in 
der GKV rechtmäßig

Mit seiner Entscheidung bestätigt das Bundes-
verfassungsgericht zugleich die Verfassungs-
mäßigkeit der durch das GKV-Modernisierungs-
gesetz zum 01.01. 2004 in § 135 Abs. 2 S. 4 
SGB V eingefügten Regelung, mit der die Part-
ner der Bundesmantelverträge berechtigt sind, 
Regelungen zu treffen, nach denen die Erbrin-
gung bestimmter medizinisch-technischer Leis-
tungen den Fachärzten vorbehalten ist, für die 
diese Leistungen zum Kern ihres Fachgebietes 
gehöre (vgl. RöFo (1) 2004, S. 131–132). Das 
Bundesverfassungsgericht stellt insoweit fest, 
dass zur Sicherung von Qualität und Wirtschaft-
lichkeit in der gesetzlichen Krankenversicherung 
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eine Beschränkung auf den engeren Bereich der 
fachärztlichen Tätigkeit zulässig ist. Das Vertrag-
sarztrecht knüpfe zwar grundsätzlich an das Be-
rufsrecht an, sei aber in seinen Anforderungen 
nicht notwendig deckungsgleich mit ihm. Inso-
weit könnten sich aus dem System der GKV Be-
sonderheiten ergeben, die geeignet seien, wei-
terreichende Einschränkungen zu rechtfertigen 
als dies berufsrechtlich vorgesehen sei.

Das Bundesverfassungsgericht lässt allerdings 
offen, ob sich die von ihm vorgenommene Be-
urteilung der Sach- und Rechtslage zukünftig 
angesichts der weiteren technischen Entwick-
lung, insbesondere der Einführung von kosten-
günstigeren Apparaten speziell für bestimmte 
Körperregionen, eines dementsprechend diffe-
renzierten Gebührenrechts sowie der sich ab-
zeichnenden Tendenzen im Berufsrecht mit der 
Einführung einer „Zusatz- Weiterbildung fach-
gebundene Magnetresonanztomographie“ in die 
Muster- Weiterbildungsordnung ändern kann. 
Auch wenn das Bundesverfassungsgericht fest-
stellt, dass seine Entscheidung ausschließlich 
Fragen der vertragsärztlichen Abrechenbarkeit 
einer Leistung betrifft, sind die Auswirkungen 
jedoch weitergehend und betreffen auch die pri-
vatärztliche Abrechnung.

Insoweit ist aus Rechtsgründen sicherlich eine 
Neubewertung der Entscheidung des Schles-
wig-Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 
22.07.1998 (Az.: 6 U 48/98) vorzunehmen, 
welches durch Beschluss des Bundesgerichts-
hofes vom 15.09.1999 (Az.: I ZR 278/98) und 
durch Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 11.05.2000 (Az.:1 BvR 1819/99) bestätigt 
worden ist. Das OLG Schleswig-Holstein war der 
Rechtsauffassung, dass „die Durchführung von 
MRT-Untersuchungen an den Extremitäten – bis 
einschließlich Ellenbogen bzw. Knie – für einen 
Orthopäden nicht gebietsfremd“ sei. Der Aus-
schluss der Orthopäden von der Durchführung 
der MRT-Untersuchungen war nach Auffassung 
des OLG Schleswig-Holstein wegen Verstoßes 
gegen Art. 12 Abs. 1 GG verfassungswidrig, weil 
die Behandlung von Erkrankungen, Funktions-
störungen und Verletzungen der Beine und der 
Arme einschließlich Knie und Ellenbogen nicht 
nur in den Randbereich, sondern in den Kernbe-
reich des Fachgebietes der Orthopädie gehöre. 
Die Entscheidungsgrundlagen des OLG Schles-
wig-Holstein sind durch das Bundesverfas-
sungsgericht aufgehoben worden, da nunmehr 
festgestellt worden ist, dass MRT für Orthopä-

den grundsätzlich fachgebietsfremd ist und der 
Ausschluss von diesem Untersuchungsverfahren 
nicht gegen Art. 12 Abs. 1 GG verstößt.

5. Keine privatärztliche Abrechnung von 
MRT bei Fachgebietsfremdheit

Auch im Bereich der privatärztlichen Abrechnung 
dürfte nach der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts ein Abrechnungsausschluss 
von MRT-Leistungen durch Orthopäden und an-
dere ärztliche Fachgruppen bestehen. Nach § 4 
Abs. 2 GOÄ kann der Arzt nur für selbstständige 
ärztliche Leistungen Gebühren abrechnen, die 
er selbst erbracht hat oder die unter seiner Auf-
sicht nach fachlicher Weisung erbracht wurden. 
Die notwendige „fachliche Weisung“ setzt aber 
voraus, dass der abrechnende Arzt selbst über 
die notwendige fachliche Qualifikation zur Er-
bringung der delegierten bzw. veranlassten Leis-
tungen verfügt. Genau hiervon kann aber auf der 
Grundlage der aktuellen Weiterbildungsordnung 
bezogen auf die Durchführung der Kernspintomo-
graphie bei Orthopäden und anderen Fachgrup-
pen nicht gesprochen werden. Die grundsätzliche 
Fachgebietsfremdheit von MRT-Leistungen für 
Arztgruppen hat darüber hinaus haftungsrecht-
liche Konsequenzen, da nach der zivilrechtlichen 
Rechtsprechung nur bei einer fachgebietskon-
formen Leistungserbringung grundsätzlich von 
einer ordnungsgemäßen Leistung zu Gunsten 
des Arztes ausgegangen werden kann. Gehörte 
die Leistung dagegen nicht zum Fachgebiet des 
betreffenden Arztes, unterliegt er erhöhten Be-
weislastanforderungen, um den Nachweis der 
Ordnungsgemäßheit zu erbringen.

6. Rechtsfolgen des geänderten Weiterbil-
dungsrechts

Das BVerfG hat in seiner Entscheidung offen-
gelassen, inwieweit diese Rechtslage zukünftig 
durch die Einführung der „Zusatz-Weiterbildung 
fachgebundene Magnetresonanztomographie“ 
in der neuen Muster-Weiterbildungsordnung 
(MWO-Ä) verändert wird. Mit der Umsetzung der 
Zusatz-Weitbildung fachgebundene Magnetreso-
nanztomographie in den Weiterbildungsordnun-
gen der jeweiligen Landesärztekammern werden 
auch andere ärztliche Fachgruppen berechtigt 
sein, Leistungen der Magnetresonanztomogra-
phie im privatärztlichen Bereich zu erbringen, 
soweit sie die nach der Zusatz-Weiterbildung 
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geforderte Weiterbildungszeit und die Weiter-
bildungsinhalte nachgewiesen haben. Die Zu-
satz-Weiterbildung berechtigt die betreffenden 
ärztlichen Fachgruppen jedoch ausschließlich zu 
einer MRT-Diagnostik innerhalb ihrer eigenen 
Fachgebietsgrenzen. §2 Abs.4 S. 4 der Muster-
weiterbildungsordnung (MWO-Ä) regelt insoweit, 
dass die Gebietsgrenzen fachärztlicher Tätigkei-
ten durch die Zusatzweiterbildungen nicht er-
weitert werden. Das bedeutet, dass Orthopäden 
nach dem Erwerb der Zusatz-Weiterbildung aus-
schließlich zur Durchführung von MRT-Untersu-
chungen des muskuloskelettalen Bereichs und 
Kardiologen zur Durchführung von MRT-Unter-
suchungen am Herzen berechtigt sind. Dagegen 
haben ausschließlich Radiologen weiterhin die 
universale Berechtigung zur Durchführung von 
sämtlichen MRT-Untersuchungen.

7. Erwerb der Zusatz-Weiterbildung nach 
Übergangsrecht nur bei umfassenden 
Kenntnissen 

Darüber hinaus dürfte der erleichterte Erwerb 
der Zusatz-Weiterbildung fachgebundene Ma-
gnetresonanztomographie nach den allgemei-
nen Übergangsbestimmungen gem. § 20 Abs. 
8 MWO-Ä nicht oder nur eingeschränkt möglich 
sein. Nach § 20 Abs. 8 MWO-Ä können Kammer-
angehörige, die bei Einführung einer Zusatz-Wei-
terbildung innerhalb der letzten 8 Jahre vor der 
Einführung mindestens die gleiche Zeit regelmä-
ßig an Weiterbildungsstätten oder vergleichba-
ren Einrichtungen tätig waren, welche der jewei-
ligen Mindestdauer der Weiterbildung entspricht, 
auf Antrag die Anerkennung zum Führen dieser 
Bezeichnung erhalten. Der Antragsteller hat den 
Nachweis einer regelmäßigen Tätigkeit für die in 
Satz 1 angegebene Mindestdauer in der jeweili-
gen Zusatz-Weiterbildung zu erbringen. Aus dem 
Nachweis muss hervorgehen, dass der Antrag-
steller in dieser Zeit überwiegend in der betref-
fenden Zusatz-Weiterbildung tätig gewesen ist 
und dabei umfassende Kenntnisse, Erfahrungen 
und Fertigkeiten erworben hat.

Zunächst ist festzustellen, dass die Anerkennung 
individueller Kenntnisse und Erfahrungen für dia-
gnostische Leistungen, die nicht vom Fachgebiet 
umfasst werden, aufgrund des abstrakt generel-
len Regelungscharakters der Weiterbildungsord-
nung ausgeschlossen ist (vgl. BSG MedR 1988, 
S. 159, 161; LSG Baden-Württemberg MedR 
1985, S. 243, 245). Soweit man den Erwerb der 

Zusatz-Weiterbildung fachgebundene Magnet-
resonanztomographie im Rahmen der allgemei-
nen Übergangsbestimmungen nach § 20 Abs. 8 
MWO-Ä grundsätzlich für möglich erachtet, ist 
zu beachten, dass es sich bei den Übergangsbe-
stimmungen um Ausnahmeregelungen handelt, 
die grundsätzlich restriktiv auszulegen sind (vgl. 
Kamps, Der Arzt und sein Recht, 1997, S. 12, 
15). Bei den Voraussetzungen für den Erwerb 
der Zusatz-Weiterbildung nach den Übergangs-
bestimmungen ist insbesondere auf folgende 
Punkte hinzuweisen:
•	 Mindestens 24-monatige regelmäßige Tätig-

keit an Weiterbildungsstätten odervergleich-
baren

•	 Einrichtungen im Bereich MRT innerhalb 
der letzten 8 Jahre vor Einführung der Zu-
satz-Weiterbildung,

•	 Nachweis einer ganztätigen und hauptberuf-
lichen Weiterbildung nach § 4 Abs. 5 MWO-Ä,

•	 Nachweis einer überwiegenden Tätigkeit und 
Erwerb umfassender Kenntnisse, Erfahrun-
gen und Fertigkeiten.

•	 Ablegung der Prüfung nach § 14 MWO-Ä. 

Bei der Auslegung des Begriffs „umfassende 
Kenntnisse“ ist der Inhalt der Weiterbildung der 
jeweiligen Zusatz-Weiterbildung heranzuziehen; 
mit anderen Worten: Maßgeblich sind also die in 
der Zusatz- Weiterbildung beschriebenen Wei-
terbildungsinhalte, die der Arzt „umfassend“ er-
worben haben muss. 
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